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Vorblatt 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Personenstands- 
gesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehelichen 
Kinder von 1969 erfordert — über die darin enthaltenen Än- 
derungen des Personenstandsgesetzes hinaus — weitere An- 
passungen des Personenstandswesens 


B. Lösung 

Der Entwurf enthält 

1 . die dazu erforderlichen Ergänzungen, 

2. Vorschriften, die es ermöglichen, heimatlosen Ausländem, 
Asylberechtigten und ausländischen Flüchtlingen Personen- 
standsurkunden auszustellen, 

3. weitere der Klarstellung dienende Änderungen des Per- 
sonenstandsgesetzes . 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat neben einer Übergangsregelung für die Ein- 
tragung des Vaters in das Familienbuch eines nichtehelich ge- 
borenen Ehegatten, der die Bundesregierung im Grundsatz zu- 
gestimmt hat, vorgeschlagen, beim Aufgebot, das der Ehe- 
schließung vorausgeht, von den Verlobten eine Abstammungs- 
urkunde — an Stelle der Geburtsurkunde — zu fordern, da 
die Geburtsurkunde neuer Art die Abstammungsverhältnisse 
der Verlobten nicht mehr erkennen lasse. 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Personen- 
standsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf die als Anlage 2 beigefügte Stellungnahme be- 
schlossen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Personenstandsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. August 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 11 25),. geändert durch Artikel 8 des Geset- 
zes über die rechtliche Stellung der nichtehelichen 
Kinder vom 19. August 1969 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1243) und durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Änderung von Kostenermächtigungen, sozialver- 
sicherungsrechtlichen und anderen Vorschriften 
(Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz) vom . . . 
1970 (Bundesgesetzbl. IS. . . .) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. In § 12 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „von den 
Ehegatten" gestrichen. 

2. In § 14 Nr. 9 werden die Worte „von den Ehe- 
gatten" gestrichen. 

3. § 15 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die durch nachfolgende Ehe ehelich gewor- 
denen Kinder der Ehegatten, sobald die 
Legitimation am Rande des Geburtseintrags 
des Kindes vermerkt ist; ist die Geburt des 
Kindes nicht im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes beurkundet, so wird das Kind einge- 
tragen, wenn die Voraussetzungen für die 
Eintragung der Legitimation in das Gebur- 
tenbuch vorliegen." 

4. An § 15 a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Ist eine Ehe außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes geschlossen worden, so ist ein 
Antrag auf Anlegung eines Familienbuches nur 
zulässig, wenn ein Ehegatte oder der Antrag- 
steller Deutscher oder heimatloser Ausländer 
mit gewöhnlichem Aufenthalt oder Asylberech- 
tigter oder ausländischer Flüchtling mit Wohn- 
sitz im Geltung sbereidi dieses Gesetzes ist." 

5. In § 15 b Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „Gemein- 
den" durch das Wort „Standesamtsbezirken" 
ersetzt. 

6. § 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Nummer 1 werden das Wort „sowie" 
durch ein Komma ersetzt und die Worte 
„sowie ihre Staatsangehörigkeit, wenn sie 
nicht Deutsche sind und ihre ausländische 
Staatsangehörigkeit nachgewiesen ist," an- 
gefügt. 


b) An Nummer 4 werden die Worte „und sein 
Familienname, wenn sich die Namensführung 
nicht nach deutschem Recht richtet," ange- 
fügt. 

c) In Nummer 5 werden die Worte „die Vor- 
namen und der Familienname" durch die 
Worte „Vor- und Familienname" ersetzt. 

7. In § 28 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „eine 
kreisangehörige Gemeinde" durch die Worte 
„einen Standesamtsbezirk" ersetzt. 

8. § 31 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Erklärung, durch die 

1. der Ehemann der Mutter oder der Vater 
eines nichtehelichen Kindes diesem seinen 
Namen erteilt, 

2. ein nichteheliches Kind den Mädchennamen 
seiner Mutter annimmt, 

3. ein an Kindes Statt angenommenes Kind dem 
neuen Namen seinen früheren Familien- 
namen hinzufügt, 

4. ein von einer Frau an Kindes Statt angenom- 
menes Kind, das den Ehenamen der Frau 
erhalten hatte, den Mädchennamen der Frau 
annimmt, 

sowie die zu Nummer 1 erforderlichen Einwil- 
ligungserklärungen des Kindes und der Mutter 
können auch von den Standesbeamten beglau- 
bigt oder beurkundet werden. Gleiches gilt für 
die etwa erforderliche Zustimmung des gesetz- 
lichen Vertreters zu einer in Satz 1 genannten 
Erklärung." 

9. In § 37 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „die Vor- 
namen und der Familienname" durch die Worte 
„Vor- und Familienname" ersetzt. 

10. In § 41 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des 
Satzes 1 durch ein Semikolon ersetzt und fol- 
gender Halbsatz angefügt: 

„gleiches gilt für einen heimatlosen Ausländer 
mit gewöhnlichem Aufenthalt oder für einen 
Asylberechtigten oder ausländischen Flüchtling 
mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes." 

11. § 46 a Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die Hinweise auf Einträge in anderen Per- 
sonenstandsbüchern sowie die Angaben 
über die rechtliche Zugehörigkeit oder die 
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Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, Reli- 
gionsgesellschaft oder Weltanschauungsge- 
meinschaft, " 

12. An § 70 wird folgende Nummer 15 angefügt: 

„15. die Besonderheiten für die in § 69 e ge- 
nannten Personenstandsbücher und be- 
glaubigten Abschriften, die darauf be- 
ruhen, daß Zweitbücher nicht vorhanden 
sind oder Einträge von den im inländi- 
schen Recht vorgesehenen Einträgen ab- 
weichen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Das Gesetz über die rechtliche Stellung der nicht- 
ehelichen Kinder vom 19. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1243) hat über die in seinem Artikel 8 
vorgenommenen Änderungen des Personenstands- 
gesetzes hinaus weitere Auswirkungen auf das Per- 
sonenstandswesen. Diese werden in dem vorliegen- 
den Gesetzentwurf berücksichtigt. Er enthält ferner 
Vorschriften, die es ermöglichen, heimatlose Aus- 
länder, Asylberechtigte und ausländische Flücht- 
linge mit Personenstandsurkunden auszustatten. 
Weitere Änderungen dienen der Klarstellung. 

Bei den Vorarbeiten zu dem Entwurf wurde auch die 
Frage geprüft, welche Unterlagen die Verlobten 
dem Standesbeamten bei der Bestellung des Auf- 
gebots vorzulegen haben. Bisher konnte der Stan- 
desbeamte anhand der nach § 5 Abs. 1 PStG vor- 
geschriebenen Geburtsurkunde die Abstammungs- 
verhältnisse eindeutig erkennen und auf diese 
Weise feststellen, ob etwa das Ehehindernis der 
Verwandtschaft oder der Schwägerschaft vorliegt 
(§ 4 Abs. 1 des Ehegesetzes). Die durch Artikel 8 
Nr. 8 bis 10 des Gesetzes vom .19. August 1969 
geschaffene Geburtsurkunde neuer Art unterschei- 
det jedoch nicht mehr, ob es sich bei den Eltern 
der Verlobten um deren leibliche Eltern oder aber 
um Wahleltern handelt. Daher kann der Standes- 
beamte aus der Geburtsurkunde neuer Art nicht 
mehr erkennen, ob zwischen den Verlobten etwa 
ein Verwandtschaftsverhältnis besteht und daher 
das Ehehindemis des § 4 Abs. 1 EheG gegeben 
ist. Die Bundesregierung ist der Ansicht, es zunächst 
bei diesem Rechtszustand zu belassen. Bestimmend 
hierfür waren einmal die Ausführungen auf Seite 8 
(rechts) des Schriftlichen Berichts des Rechtsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages vom 10. Mai 
1969 (zu Bundestagsdrucksache V/4179) sowie die 
Entscheidung des Vermittlungsausschussies in seiner 
Sitzung am 25. Juni 1969 (Bundestagsdrucksache 
V/4501), der sich mit diesem Problem zu befassen 
hatte und eine Änderung des § 5 Abs. 1 PStG ab- 
lehnte. Die Bundesregierung hat auch deshalb davon 
abgesehen, diese Frage erneut den gesetzgebenden 
Körperschaften zur Beschlußfassung vorzulegen, weil 
die in Betracht kommenden Fälle höchst selten sind 
und die Verordnung über standesamtliche Scheine 
vom 14. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 116), die 
vom 1. April 1924 bis zum 30. Juni 1938 galt, die 
Vorlage des Geburtsscheins bei der Bestellung des 
Aufgebots zuließ und daraus Schwierigkeiten für die 
Praxis nicht entstanden sind. Sofern im Hinblick auf 
ein etwaiges Verwandtschaftsverhältnis der Ver- 
lobten Zweifel auftreten, dst der Standesbeamte 
nach § 5 Abs. 2 Satz 2 PStG gehalten, sich weitere 
Urkunden vorlegen zu lassen. 

Durch das vorliegende Gesetz entstehen Bund, Län- 
dern und Gemeinden keine neuen Kosten. 


II. Begründung der Einzelvorschriften 

Zu Artikel 1 

Nummern 1 und 2 (§§ 12 und 14) 

Die vorgesehene Streichung ermöglicht es, daß auch 
eine Mitteilung von Amts wegen als Grundlage für 
den Vermerk über die Staatsangehörigkeit genom- 
men werden kann. 

Nummer 3 (§ 15) 

Die Ergänzung des ersten Satzteils dient der Klar- 
stellung, während durch den zweiten Satzteil für die 
Legitimation von Kindern, deren Geburt nicht im 
Geltungsbereich des Personenstandsgesetzes be- 
urkundet ist, die Regelung übernommen wird, die 
nach § 31 PStG für die in einem Geburtenbuch im 
Geltungsbereich des Personenstandsgesetzes einge- 
tragenen Kinder gilt. 

Nummer 4 (§ 15 a) 

Die Ergänzung übernimmt die bisherige Vorschrift 
des § 24 der Verordnung zur Ausführung des Per- 
sonenstandsgesetzes (PStAusfV) vom 12. August 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1139) und erweitert sie 
um den Personenkreis 

a) der heimatlosen Ausländer im Sinne des Geset- 
zes über die Rechtsstellung heimatloser Aus- 
länder im Bundesgebiet (HAG) vom 25. April 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269), 

b) der Asylberechtigten im Sinne des § 28 des Aus- 
ländergesetzes vom 28. April 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 353) und 

c) der ausländischen Flüchtlinge im Sinne von Arti- 
kel 1 des Abkommens über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (Bundes- 
gesetzbl. II 1953 S. 559). 

Die Ausstattung heimatloser Ausländer mit Perso- 
nenstandsurkunden ist bereits in § 24 HAG ange- 
sprochen. Für ausländische Flüchtlinge liegt eine 
Empfehlung der Internationalen Kommission für das 
Zivilstandswesen (CIEC) vom 8. September 1967 vor. 
Mit den Asylberechtigten werden auch die politisch 
Verfolgten im Sinne des Artikels 16 Abs. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch- 
land erfaßt, die sich hinsichtlich der Beschaffung von 
Personenstandsurkunden in der gleichen Lage be- 
finden. 

Nummer 5 (§ 15 b) 

Die vorgeschlagene Änderung entspricht dem Sinn 
der Vorschrift. Sind mehrere Gemeinden unter 
15 000 Einwohnern zu einem Standesamtsbezirk zu- 
sammengeschlossen, der mehr als 15 000 Einwohner 
umfaßt, so erscheint die Zustimmung der zuständigen 
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Verwaltungsbehörde ebensowenig erforderlich, wie 
in einer Gemeinde über 15 000 Einwohnern. Ande- 
rerseits kann eine Gemeinde über 15 000 Einwoh- 
nern in mehrere Standesamtsbezirke aufgeteilt sein, 
von denen einer oder mehrere weniger als 15 000 
Einwohner zählt. Bisher war hier eine Zustimmung 
nicht erforderlich, obwohl die gleichen Vorausset- 
zungen vorliegen wie in einer Gemeinde unter 
15 000 Einwohnern, die für sich einen Standesamts- 
bezirk bildet. 

Nummer 6 (§ 21) 

Buchstabe a 

Die Eintragung einer fremden Staatsangehörigkeit 
kann für die Rechtsbeziehungen des Kindes von Be- 
deutung sein, so insbesondere für seine Namensfüh- 
rung. In der Praxis wird auf Grund des § 265 Abs. 2 
Nr. 5 der Dienstanweisung für die Standesbeamten 
und ihre Aufsichtsbehörden (DA) vom 16. April 1968 
(Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 85 vom 7. Mai 
1968) bereits ähnlich verfahren. 

Buchstabe b 

Die Angabe des Familiennamens des Kindes im 
Geburtseintrag in den Fällen, in denen sich die 
Namensführung nicht nach deutschem Recht richtet, 
erleichtert die Arbeit des Standesbeamten insofern, 
als er bei der späteren Ausstellung von Personen- 
standsurkunden nicht jeweils erneut prüfen muß, 
welchen Familiennamen das Kind nach dem fremden 
Recht führt. Bisher wird eine abweichende Namens- 
führung des Kindes nur im Familienbuch vermerkt 
(§ 238 Abs. 2 Satz 2 DA). 

Buchstabe c 

Bei der Eintragung der Person, welche die Geburt 
anzeigt, genügt die Angabe eines ihrer Vornamen, 
die sie zu führen berechtigt ist und der im täglichen 
Leben der gebräuchliche ist (Rufname). In der Praxis 
wird auf Grund des § 54 Abs. 2 Satz 1 DA bei der 
Unterschriftsleistung durch die Anzeigenden bereits 
entsprechend verfahren. 

Nummer 7 (§ 28) 

Das zu Nummer 5 (§ 15 b) Gesagte gilt sinngemäß. 


Nummer 8 (§ 31 a) 

Die Neufassung berücksichtigt § 1617 Abs. 2, § 1618 
und § 1758 a Abs. 5 BGB in der Fassung des Arti- 
kels 1 des ab 1. Juli 1970 geltenden Gesetzes vom 
19. August 1969. 

Nummer 9 (§ 37) 

Das zu Nummer 6 Buchstabe c) Gesagte gilt sinn- 
gemäß. 

Nummer 10 (§ 41) 

Hinsichtlich der Erweiterung des Personenkreises 
wird auf die Ausführungen zu Nummer 4 (§ 15 a) 
hingewiesen. 

Nummer 11 (§46 a) 

Im Interesse der Verwaltungsvereinfachung erscheint 
es angebracht, daß der Standesbeamte in einem ab- 
geschlossenen Eintrag auch die Angaben über die 
rechtliche Zugehörigkeit oder die Nichtzugehörig- 
keit zu einer Kirche, Religionsgesellschaft oder Welt- 
ansdiuungsgemeinschaft auf Grund öffentlicher Ur- 
kunden oder auf Grund eigener Ermittlungen berich- 
tigen kann. Bisher durften derartige Berichtigungen 
nur auf Grund einer gerichtlichen Anordnung nach 
§ 47 Abs. 1 Satz 1 PStG vorgenommen werden. 

Nummer 12 (§ 70) 

Die Anfügung ergibt sich aus den Besonderheiten, 
die bei den nach § 69 e PStG gleichgestellten Per- 
sonenstandsbüchern und beglaubigten Abschriften 
vorliegen. Auf Grund der vorgesehenen Ermächti- 
gung wird eine entsprechende Bestimmung in die 
PStAusfV aufgenommen werden. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Da das Gesetz über die rechtliche Stellung der nicht- 
ehelichen Kinder am 1. Juli 1970 in Kraft tritt, ist 
es notwendig, daß auch die in diesem Entwurf ent- 
haltenen Änderungen und Ergänzungen am gleichen 
Tage in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Biindesrates 


1. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 

Vor Nummer 1 ist folgende Nummer 01 eiazu- 
fügien: 

„01. In § 5 Abs, 1 wird das Wort „Geburtsur- 
kunden" durch das Wort „Abstammungs- 
uikunden" ersetzt. 

B e g r ü n d u n ;g 

Aufgrund einer Änderung des Personenstands- 
gesetzes durch das Gesetz über die rechtliche 
Stellung der nicht ehelichen Kinder wird ab 
1. Juli 1970 die neu eingeführte Abstammungs- 
urkunde den Inshalt der bisherigen Geburts- 
urkunde aufweisen, die neue Geburtsurkunde 
aber die verwandtschaftlichen Zusammenhänge 
nicht mehr erkennen lassen. 

Bei der Bestellung des Aufgebots haben die Ver- 
lobten bisher dem Standesbeamten gemäß § 5 
Abs. 1 PStG ihre Geburtsurkunden, beglaubigte 
Abschriften des Familienbuches oder Auszüge 
aus diesem vorzulegen. Der Standesbeamte hat 
anhand der vorgelegten Urkunden zu prüfen, ob 
der beabsichtigten Eheschließung kein Ehehin- 
dernis entgegensteht. Diese Prüfung ist mit der 
neuen Geburtsurkunde nicht möglich, weil sie 
das Abstammungsverhältnis nicht erkennen läßt. 
An ihre Stelle muß daher die Abstammungsur- 
kunde treten. Unterbleibt die Anpassung, so wer- 
den die Standesbeamten bei der Bestellung des 
Aufgebots voraussichtlich stets eine beglaubigte 
Abschrift aus dem Geburtenbuch verlangen. Dar- 
aus würde sich eine beträchtliche Mehrbelastung 
der Standesämter ergeben, für die kein Recht- 
fertigungsgrund bestünde. 


2. Hinter Artikel 1 

Hinter Artikel 1 ist folgender Artikel 1 a einzu- 
fügen: 

.Artikel 1 a 

In Artikel 12 § 23 des Gesetzes über die recht- 
liche Stellung der nicht ehelichen Kinder vom 
19. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1243) wird 
folgender Absatz 2 angefügt: 


„(2) Ist der Vater eines nichtehelichen Kindes, 

■ für das vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ein Familienbuch angelegt worden ist, am Rande 
des Geburtseintrags vermerkt oder liegen, falls 
die Geburt des Kindes nicht im Geltungsbereich 
des Personenstandsgesetzes beurkundet ist, die 
Voraussetzungen für die Eintragung des Vaters 
in das Geburtenbuch vor, so wird der Vater im 
Familienbuch vermerkt, wenn das Kind, der Va- 
ter, deren Erben oder die Mutter dies beantragen,* 
der Standesbeamte kann den Vermerk auch von 
Amts wegen ein tragen. Im Anschluß an die Ein- 
tragung wird das Familienbuch neu angelegt."’ 
Der bisherige Wortlaut von Artikel 12 wird 
Absatz 1. 

Begründung 

Es erscheint notwendig, der in Artikel 12 § 23 
dieses Gesetzes enthaltenen Ubergangsregelung 
für die Führung des Geburtenbuches eine ent- 
sprechende Vorschrift für die Führung des Fami- 
lienbuches anzufügen. Durch die Neuanlegung 
des Familienbuches soll erreicht werden, daß 
nicht ersichtlich ist, daß der Vater erst nachträg- 
lich vermerkt worden ist. Entsprechende Vor- 
schriften sind bereits in § 15 Abs. 3 PStG ent- 
halten. 

3. Zu Artikel 2 

Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund des Perso- 
nenstandsgesetzes oder auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes." 

Begründung 

Diese erweiterte Fassung entspricht im Gegen- 
satz zu der bisher in Artikel V Satz 2 des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Personenstandsgesetzes vom 18. Mai 1957 
(BGBl I S. 518) enthaltenen Fassung dem Ab- 
schnitt I Nr. 2 Buchstabe d des Beschlusses der 
Bundesregierung vom 6. November 1954 über die 
Fassung von Berlin-Klauseln. Sie stellt damit 
auch für die Zukunft (Sicher, daß etwaige Mißdeu- 
tungen von vornherein ausgeschlossen werden. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung bemerkt zu den Vorschlägen 
des Bundesrates folgendes : 

Zu 1. (§ 5 Abs, 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimm t. 

Den gleichen Vorschlag hat der Busndesrat bereits 
zum Nichtehelicbengesetz im 2. Durchgang gemacht, 
nachdem der Bundestag in diesem Gesetz die Einfüh- 
rung der Abstammungsurkunde sowie einer Ge- 
burtsurkunde (neuer Art) beschlossen hatte, die nicht 
mehr erkennen läßt, ob es sich bei den Eltern der 
Verlobten um deren leibliche Eltern oder aber um 
Wahleltern handelt. Der Vermittlungsausschuß hat 
diesen Vorschlag jedoch in seiner Sitzung am 
25. Juni 1969 nicht berücksichtigt. Die Bundesregie- 
rung ist daher der Ansicht, es bei diesem erst nach 
Anrufung des Vermittlungsausschusses erreichten 
Rechtzustand zunächst zu belassen. Hierfür war auch 
bestimmend, daß die in Betracht kommenden Fälle 
möglicher Ehehindernisse höchst selten sind und die 
Verordnung über standesamtliche Scheine vom 
14. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 116), die vom 
1. April 1924 bis zum 30. Juni 1938 galt, die Vorlage 
des Geburtsscheines bei der Bestellung des Aufge- 
botes zuließ und daraus Schwierigkeiten für die 
Praxis nicht entstanden sind. 

Zu 2. (Artikel 1 a) 

Dem Vorschlag wird im Grundsatz zugestimmt. Es 
wird jedoch angeregt, in Satz 1 die einzelnen Fälle 
genauer zu unterscheiden und den Satz 2, da es sich 
bei ihm um keinie Übe rgang s regel ung handelt, in das 
Personenstandsgesetz selbst zu übernehmen. 

Dem Vorschlag des Bundesrates könnte demnach wie 
folgt entsprochen werden; 


a) An § 14 Personenstandsgesetz wird folgender 
Absatz 2 angefügt: 

„(2) Wirkt eine Änderung oder Feststellung 
nach Absatz 1 Nr. 6 oder 7 auf den Zeitpunkt der 
Eheschließung zurück, so ist ein neues Familien- 
buch anzulegen, in dem nur die geänderten Tat- 
sachen zu vermerken sind." 

b) Hinter Artikel 1 ist folgender Artikel 1 a einzu- 
fügen: 

„Artikel 1 a 

An Artikel 12 § 23 des Gesetzes über die recht- 
liche Stellung der nicht ehelichen Kinder vom 
19. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1243) wird 
folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Ist für das Kind ein Familienbuch ange- 
legt, so wird sein Vater in das Familienbuch ein- 
getragen, sobald er nach Absatz 1 am Rande des 
Geburtseintrags vermerkt wird. Ist der Vater 
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
am Rande des Geburtseintrags vermerkt worden, 
oder ist die Geburt im Geltungsbereich des Per- 
sonenstandsgesetzes nicht beurkundet, so wird 
der Vater im Familienbuch vermerkt, wenn das 
Kind, der Vater, deren Erben oder die Mutter 
dies beantragen? der Standesbeamte kann den 
Vermerk auch von Amts wegen eintragen." 

Der bisherige Wortlaut von Artikel 12 § 23 wird 
Absatz 1. 

Zu 3. (Artikel 2) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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